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Erste Beschlußempfehlung und Erster Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Vereinfachung des Einkommensteuer- 
gesetzes und anderer Gesetze 
— aus Drucksache 8/3688 — 


A. Problem 

Im Rahmen der Energiepolitik ist die Angemessenheit der Berg- 
mannsprämien zu überprüfen. 


B. Lösung 

Entsprechend Artikel 10 des sogenannten Omnibusgesetzes wird 
die Bergmannsprämie verdoppelt und zwar nach dem Vor- 
schlag des Ausschusses durch ein selbständiges Gesetz. 
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Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert 


D. Kosten 

Durch die Erhöhung der Bergmannsprämie werden in einem 
Jahr voller Wirksamkeit insgesamt Kosten von 110 Millionen 
DM (Bund 47 Millionen DM, Länder 48 Millionen DM und Ge- 
meinden 15 Millionen DM) verursacht. 
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Drucksache 8/3824 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Erste Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. aus der Vorlage — Drucksache 8/3688 — den Artikel 10 als selbständiges 
Gesetz mit der Überschrift „Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Berg- 
mannsprämien " in der aus der Anlage ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. die weiteren Teile der Vorlage — Drucksache 8/3688 — einer späteren Be- 
schlußfassung Vorzubehalten. 


Bonn, den 19. März 1980 


Der Finanzausschuß 

Frau Matthäus-Maier Meinike (Oberhausen) 

Vorsitzende Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3824 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Bergmannsprämien 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz über Bergmannsprämien 

Das Gesetz über Bergmannsprämien in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 12. Mai 1969 (BGBl. I 
S. 434), zuletzt geändert durch Artikel 82 des Ge- 
setzes vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 wird der Betrag von „5 Deutsche Mark" 
durch den Betrag von „10 Deutsche Mark" er- 
setzt. 


2. In § 7 wird das Datum „31. März 1973" durch das 
Datum „31. März 1980" ersetzt. 

Artikel2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Erster Bericht des Abgeordneten Meinike (Oberhausen) 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ver- 
einfachung des Einkommensteuergesetzes — Druck- 
sache 8/3688 — wurde in der 206. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages vom 7. März 1980 an den Finanz- 
ausschuß federführend, an den Innenausschuß und 
an den Ausschuß für Wirtschaft mitberatend und 
an den Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß 
§ 96 GO überwiesen. Der Ausschuß für Wirtschaft 
hat empfohlen, den Artikel 10 des Gesetzentwurfs, 
der eine Verdoppelung der Bergmannsprämie vor- 
sieht, als eigenständiges Gesetz vorweg zu verab- 
schieden. Die Beteiligung des Innenausschusses be- 
trifft diesen Teil der Gesetzesvorlage nicht. Uber 
ein abweichendes Votum des Haushaltsausschusses 
würde gesondert berichtet. 


Bonn, den 19. März 1980 


Der Finanzausschuß hat sich der Empfehlung des 
Wirtschaftsausschusses angeschlossen und schlägt 
in der Anlage ein selbständiges Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes über Bergmannsprämien vor. 
Der Ausschuß für Wirtschaft hat außerdem vorge- 
schlagen, die verdoppelte Bergmannsprämie be- 
reits für die nach dem 29. Februar 1980 verfahrenen 
Schichten rückwirkend zu gewähren. Dem ist der 
Finanzausschuß aus Gründen der Haushaltstage 
nicht gefolgt. Der Finanzausschuß war einstimmig 
der Auffassung, daß die Verdoppelung der Berg- 
mannsprämie mit Wirkung ab dem 1. April 1980 
gelten soll. Damit gewährleistete der Finanzaus- 
schuß immer noch ein früheres Inkrafttreten als bei 
Verwirklichen dieses Anliegens im Rahmen des so- 
genannten „Omnibus"-Gesetzes. 


Meinike (Oberhausen) 

Berichterstatter 
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